
Diskussion 

Achim Barsch 

10 Thesen zum rechtlichen Jugendmedienschutz 
des Gesetzes über die Verbreitung jugendge­
fährdender Schriften (GjS) und zu seinen Wir­
kungshypothesen1

Vorbemerkung 

Publikationen, die in kulturpessimistischer Manier den Fortbestand sozia­
ler Werte und Normen durch die Medienentwicklung gefährdet sehen oder 
die unter Mißbrauch des Begriffs 'Kriminalisierung' eine monokausale Bezie­
hung zwischen Mediennutzung und Straffälligkeit herstellen, scheinen ihre 
Popularität aufgrund des Verzichts auf wissenschaftlich differenzierte Be­
trachtung zu erheischen. So erweckt W. Glogauer (1991) mit der Wahl sei­
nes Buchtitels, der den Begriff 'Kriminalisierung' völlig verdreht, und der 
Art seiner Aktenanalyse den Eindruck, daß Medienangebote eindeutig und 
ursächlich für strafbare Handlungen von Kindern und Jugendlichen ver­
antwortlich zu machen seien. Eine solche Art von Wirkungsforschung läßt 
die Grenzen seriöser Wissenschaft weit hinter sich.2 

Statt Medien pauschal für gesamtgesellschaftliche Entwicklungen verant­
wortlich zu machen und anzuprangern, müssen wissenschaftliche Betrach­
tungen ein Problemgemenge wie die „Auswirkungen von Gewalt in den 
Medien" differenziert angehen, um z.B. nicht Ursache-Wirkungszusam­
menhänge zu verkehren oder nur Symptome in Augenschein zu nehmen 
und nicht nach den Ursachen zu fragen. Dies ist um so dringender erfor­
derlich, wenn die öffentliche Meinung schnell mit der Forderung nach Ver­
boten bei der Hand ist. 

Mit den hier formulierten Thesen sollen daher einige Implikationen der 
Jugendmedienschutzgesetzgebung verdeutlicht und problematisiert werden, 
die Wirkungsfragen und pädagogische Konzepte schon vorab in eine Rich-

1 Brigitte Kaczerowski und Raimund Klauser bin ich dankbar für eine Diskus­
sion des Manuskripts, aus der ich wichtige Anregungen und Kommentare erhal­
ten habe. 

2 Vgl. dazu die von B. Schorb und W. Swoboda (1991) zusammengestellte Doku­
mentation. 
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tung festlegen. Beschränken werde ich mich dabei auf den Bereich fiktio­
naler Medienangebote. 

These 1 

Wer wen durch was auf welche Weise gefährdet, wird vom Gesetzgeber und 
der Rechtsprechung festgelegt 

Derrechtliche Begriff der Gefährdung ist wie alle rechtlichen Normen histo­
risch und kulturell geprägt. Themen und Inhalte der Gefährdung wurden 
historisch jeweils anders bestimmt und gerechtfertigt. Beispielsweise beginnt 
1839 mit dem Preußischen Regulativ über die Beschäftigung jugendlicher 
Arbeiter in Fabriken der Jugendschutz als Gesundheitsschutz am Arbeits­
platz. Die Förderung der staatlichen Wirtschaftskraft durch die Erhaltung 
der Arbeits- und Produktionskraft junger Menschen war das angestrebte 
Ziel. Jugendschutz im Sinne eines Anspruches von Kindern und Jugendli­
chen auf Persönlichkeitsbildung und Entwicklung moralischer und sozialer 
Kompetenzen war zu jener Zeit noch undenkbar. 

Jeder geht heutzutage davon aus, daß z.B. Nikotingenuß und Tabletten­
mißbrauch ein gesundheitliches Gefährdungspotential bilden. Suchtklini­
ken für Alkoholabhängige und die dort durchgeführten Entgiftungskuren 
sind Belege dafür, daß es sich um ein gravierendes gesellschaftliches Pro­
blem handelt. Jährlich sterben Kinder auf deutschen Straßen (1994: 431 Kin­
der unter 15 Jahren) oder werden durch Verkehrsunfälle verletzt (1994: 
51635). Dennoch werden u.a. aus Gründen der Eigenverantwortlichkeit und 
des Selbstbestimmungsrechts der Menschen Tabak, Alkohol, rezeptfreie 
Tabletten und Autos weder strikt verboten noch die Werbung für diese Pro­
dukte generell untersagt. 

Die Verbote, die jeweils rechtlich fixiert sind, lassen sich in demokratischen 
Gesellschaften nicht mehr ausschließlich über politische, religiöse oder welt­
anschauliche Normen und Werte legitimieren. Als notwendige Grundlage 
für die Rechtfertigung von Verboten müssen Ursache-Wirkungsannahmen 
über die Art und Weise möglicher Gefährdungen angeführt werden. 

These 2 

Der rechtliche Jugendmedienschutz des GjS steht in der Tradition der litera­
rischen Zensur und wird zur Abwehr einer angenommenen Gefährdung von 
Kindern und Jugendlichen durch Schriften betrieben 

Das GjS steht in der direkten Rechtsnachfolge des Weimarer „Schmutz­
und Schundgesetzes". Mit solchen und vergleichbaren Gesetzen wurde und 
wird mit einer Doppelstrategie versucht, unliebsame Medienprodukte vom 
freien Markt fernzuhalten. Erstens werden in dieser Tradition Bereiche und 
Werte ausgewiesen, die es zu schützen gilt. Dazu gehören vor allem Moral 
und Sittlichkeit, Religion und Staat. Zweitens werden bestimmte Perso­
nengruppen als besonders gefährdet eingestuft, historisch häufig Frauen und 
Kinder, wie die Debatte um Lesesucht und Lesewut im 18. Jahrhundert 
belegt. Es wird angenommen, daß bestimmte Schriften bei diesen Perso-
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nengruppen negative Wirkungen (von Einstellungsänderungen, ,,Verro­
hungen" bis zu Gewalttätigkeiten) auslösen können. Kinder sollen vor stören­
den und entwicklungsschädlichen Einflüssen abgeschirmt und bewahrt wer­
den. 

Die Bundesprüfstelle sieht in diesem Sinne solche Schriften als jugendge­
fährdend an, die „sozialethisch desorientieren", wobei die BPjS diesen Begriff 
selbst geprägt hat, ihn selbst auslegt und über Inhalt und Wirkung von Schrif­
ten selbst entscheidet (vgl. These 4). 

Die BPjS wehrt sich gegen die Bezeichnung als Zensurinstanz. Dabei greift 
sie zurück auf den juristischen Zensurbegriff, der Zensur mit Vorzensur 
gleichsetzt, d.h. mit einer der Publikation vorgeschalteten Kontroll- und 
Bewilligungsinstanz. Legt man jedoch eine politologische oder soziologi­
sche Definition von Zensur zugrunde, ist der Zensurverdacht berechtigt. 
Definiert man 'Zensur' mit U. Otto (1968, S. 5) als „die autoritäre Kontrolle 
mündlicher, schriftlicher oder bildlicher Aussagen[ ... ], die direkt oder mit 
Hilfe von Druckerpresse, Massenmedien oder sonstigen Techniken inter­
personaler Kommunikation verbreitet sein können", kommt man nicht 
umhin, in der BPjS und ihrer Indizierungstätigkeit ein Zensurinstrument zu 
sehen. Die autoritäre Kontrolle besteht darin, daß aufgrund allgemeiner 
Erziehungsziele und gesellschaftlicher Norm- und Wertvorstellungen Kin­
dern und Jugendlichen Schriften nicht zugänglich gemacht werden sollen, 
die gegen allgemeine Gesetze gerade nicht verstoßen. 

Zweck der Zensur (vgl. These 10) ist „Kontrolle, Überwachung und Ver­
bot von menschlichen Äußerungen, die als in Konflikt befindlich zu den 
dominierenden politischen, religiösen und/oder moralischen Interessen einer 
Gesellschaft bzw. einzelner starker Gruppen in ihr, insbesondere der herr­
schenden Klasse, betrachtet werden" (Otto 1968, S. 12). In der Indizie­
rungspraxis der BPjS zeigt sich das besonders daran, daß Darstellungen allein 
schon deshalb für „sozialethisch desorientierend" gehalten werden, weil 
in den geschilderten Handlungen schwere Gesetzesverstöße ausgemacht 
werden. 

Der Schutzgedanke des GjS ist verbunden mit Verboten (vgl. These 3) oder 
vergleichbaren Auflagen. Hinter diesen Verboten steht das Konzept einer 
Bewahrpädagogik (vgl. These 8), das Jugend als einen Schonraum begreift, 
in dem das Erlernen des Umgangs mit potentiellen Gefahren ausgeklam­
mert bleibt. Mit Verboten lassen sich jedoch keine Erziehungsziele errei­
chen. Der rechtliche Jugendmedienschutz ist auch nicht als eine medien­
pädagogische Maßnahme zu begreifen, denn er richtet sich nicht an Kinder 
und Jugendliche, sondern an Erwachsene als Zielgruppe: 

,,Jugendmedienschutz richtet sich nicht an Jugendliche, sondern an die Hersteller, 
Verbreiter und Bewerber von Medien, an Gewerbetreibende und Veranstalter sowie 
erziehungsberechtigte Lehrkräfte, Behörden etc." (Stefen 1986, S. 2; Herv. A.B.) 

In dieser Zielgruppe soll als Präventivmaßnahme ein Bewußtsein für die 
Belange des Jugendmedienschutzes erzeugt werden, damit ein Gefahren­
potential erst gar nicht entsteht. Bezüglich der Produzenten, Vertreiber und 
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Vermittler von Medienangeboten deckt sich dieser Wunsch nach Selbst­
kontrolle und Selbstbeschränkung mit dem zugrundeliegenden Ziel aller 
Zensurmaßnahmen: Durch ein geändertes Verhalten der jeweiligen Ziel­
gruppe soll sich Zensur am Ende auflösen. Auch das läßt sich als eine soziale 
Funktion beschreiben (vgl. These 10). 

These 3 

Indizierungen von Büchern und Zeitschriften kommen aufgrund der damit 
verbundenen Vertriebs- und Werbebeschränkungen einem Totalverbot 
gleich 

Indizierungen sind laut GjS mit einer Listenaufnahme verbunden und unter­
liegen rigiden.Vertriebs- und Werbebeschränkungen(§§ 4 u. 5 GjS). Auf­
grund ihrer einfachen technischen Kopierbarkeit sind Computerspiele auf 
Disketten, Videofilme und Audiocassetten von den Auswirkungen einer 
Indizierung kaum betroffen. Zumal eine Indizierung meist erst dann 
erfolgt, wenn die Produkte für die Kinder ihren Reiz schon wieder verlo­
ren haben. Wirklich betroffen von Indizierungen sind neuerdings Compu­
terspiele auf Konsolen und CD-Rom und vor allem der hier interessierende 
Printbereich: Indizierte Bücher werden aus Kostengründen vom Markt 
genommen und sind damit auch für Erwachsene kaum mehr zugänglich.3 

Gerade angesichts kulturpessimistischer Klagen vom Ende des Buchzeital­
ters erscheinen diese r.echtlichen Beschränkungen als kontraproduktiv für 
die Bewahrung des Lesens als Kulturtechnik. 

Bedenken gegen die Beschränkungen des GjS sind nicht neu und werden 
nicht nur von der Seite der betroffenen Hersteller und Vertreiber vorge­
bracht. Bereits 1971 stellte das BVerwG fest: 

„Hingegen bestehen hinsichtlich des in§ 5 Abs. 6 GjS geregelten Werbeverbots 
Bedenken, ob es noch ,das gebotene und adäquate Mittel zum Schutz der Jugend' 
ist [ ... ], insbesondere ob es der in Art. 5 Abs. 1 GG garantierten Informations­
freiheit der Erwachsenen ausreichend Rechnung trägt. Das Werbeverbot kommt 
bei Einzelerzeugnissen, insbesondere Büchern, Schallplatten und Filmen, prak­
tisch einem Verbot des Werkes gleich[ ... ]. Darin liegt eine sehr weitgehende Ein­
schränkung der Informationsfreiheit Erwachsener." (NJW 1972, S. 597) 

Diese Einschränkung wird noch dadurch verstärkt, daß Indizierungen kei­
nen zeitlichen Beschränkungen unterliegen. So wären z.B. Indizierungen 
vonAkim-Heften und Nudistenschriften aus den 50er Jahren heute bei einer 
Neupublikation aufgrund von Textgleichheit (§ 18a GjS) wieder zu indi­
zieren, obwohl sich die Vorstellungen von Jugendgefährdung in den ver­
gangenen 40 Jahren gravierend verändert haben. Eine zeitlich gebundene 
Indizierung, z.B. für einen Zeitraum von 5 Jahren, könnte ein erster Schritt 
zu einer zeitgemäßeren Praxis sein. 

3 Schriften, die nur noch unter dem Ladentisch verkauft werden dürfen, sind für 
Verlage und Buchhandel nicht mehr tragbar. Potentielle erwachsene Käufer 
erhalten keine Verlagsinformationen mehr über diese Publikationen, wenn sie 
denn nicht gerade zu den regelmäßigen Lesern des Index der BPjS gehören. 
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These 4 

Indizierungsentscheidungen werden auf der Grundlage monokausaler Wir­
kungsannahmen getroffen, die durch versimplifizierende Vorstellungen vom 
„Lernen am Modell" ergänzt werden 

Mit Formulierungen im GjS werden der Spruchpraxis der BPjS Wirkungs­
hypothesen vorgegeben, die aus heutiger wissenschaftlicher Sicht umstrit­
ten, wenn nicht gar überholt sind. So lautet der erste Absatz des § 1 GjS: 

„Schriften, die geeignet sind, Kinder oder Jugendliche sittlich zu gefährden, sind 
in eine Liste aufzunehmen. Dazu zählen vor allem unsittliche, verrohend wirkende, 
zu Gewalttätigkeit, Verbrechen oder Rassenhaß anreizende sowie den Krieg ver­
herrlichende Schriften. Die Aufnahme ist bekanntzumachen." 

Dieser Absatz enthält und kodifiziert zwei alltagstheoretisch weit verbrei­
tete Hypothesen, die in den Wissenschaften, die sich mit Schrift, Medien 
und Wirkungen beschäftigen, aufgrund zu starker Simplifizierungen weit­
gehend abgelehnt werden. Die Hypothesen lassen sich folgendermaßen for­
mulieren: 

1. Bedeutungen sind in den Medienangeboten selbst enthalten und werden
auch von verschiedenen Rezipienten identisch wahrgenommen.

2. Derartige in Texten, Bildern und Filmen „objektiv" enthaltenen Bedeu­
tungen sind die ausschlaggebenden Ursachen von Entwicklungen, die es
zu verhindern gilt.

Beide Annahmen unterstellen einen passiven Rezipienten, der Medienan­
geboten hilflos ausgeliefert ist und von ihnen gesteuert bzw. manipuliert wird. 
Zahlreiche Forschungen aus der Psycholinguistik, der kognitiven Psycho­
logie, den Medienwissenschaften und benachbarten Disziplinen haben 
überzeugende Belege dafür erbracht, daß Wahrnehmen - einschließlich 
Lesen und Verstehen - ein aktiver Prozeß ist. Somit lassen sich Vorstel­
lungen, die davon ausgehen, daß Bedeutungen in Kommunikationsprozes­
sen von A nach B transportiert werden, grundsätzlich nicht mehr aufrecht­
erhalten. 

Aufgrund der rechtlichen Vorgabe ist die BPjS gezwungen, mit diesen Hypo­
thesen zu operieren. Die Indizierungsentscheidungen erwecken jedoch den 
ganz starken Eindruck, daß es sich um nachgeschobene Begründungen han­
delt, die in den Mantel des Scheinrationalen gehüllt sind. Denn mit 
Abscheu und Ekel als den naheliegenden Reaktionen von BPjS-Mitgliedern 
und dem Wunsch nach 'sauberen' Medien lassen sich heute keine Verbote 
mehr durchsetzen. Dennoch erübrigt sich eine kritische Auseinandersetzung 
mit den Wirkungsannahmen der BPjS nicht, gerade wenn man monokau­
sale Wirkungen behauptet wie hinsichtlich eines Kriminalromans von Nick 
Carter: 

,,Der jugendliche Rezipient muß nach der Lektüre des verfahrensgegenständli­
chen Romans zwangsläufig zu der Überzeugung kommen, Gewaltanwendung lohne 
sich stets und sei insbesondere dann gerechtfertigt, wenn sie im Dienste einer 'guten' 
Sache begangen werde." (Entscheidung Nr. 3241, S. 4; Herv. AB.) 
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Die BPjS greift bei ihren im Verfahren zu formulierenden Wirkungsan­
nahmen häufig auf einen Aufsatz von H. Selg (1972) zurück, in dem es ledig­
lich um „eine psychologische Stellungnahme und Erwiderung auf den fern­
seheigenen Bericht zum Thema 'Gewalt im Fernsehen"' geht.4 Selg propa­
giert darin in Anschluß an die Untersuchungen von A. Bandura das soge­
nannte „Lernen am Modell". Ausgangspunkt ist dafür eine Theorie des 
Beobachtungslernens, nach der Kinder durch Beobachten und Nachahmen 
mit Handlungsmustern versorgt werden. 

Unter Modellen versteht die BPjS jedoch nicht nur konkrete Handlungs­
zusammenhänge konkreter Individuen, die für die Sozialisation des Kindes 
eine Rolle spielen, sondern auch fiktive Roman- und Filmfiguren. Bei einer 
solchen Erweiterung des theoretischen Geltungsanspruches muß von sehr 
weitreichenden Zusatzhypothesen ausgegangen werden. Erstens muß eine 
Identifikation zwischen dem Rezipienten und der als Modell bezeichneten 
Figur angenommen werden. Zweitens muß gefordert werden, daß die 
Medienrezeption von Kindern primär unter dem Gesichtspunkt sehr wir­
kungsvollen Lernens erfolgt und nicht etwa unter Unterhaltungsaspekten. 

Wären diese Annahmen tatsächlich gerechtfertigt, dann müßten die audio­
visuellen Medien z.B. in den Schulen einen ganz anderen Stellenwert bekom­
men und nicht lediglich als nachgeordnete Illustrationsmöglichkeiten 
genutzt werden. Diese Annahmen sind jedoch auch in bezug auf gewalt­
darstellende Unterhaltungssendungen überhaupt noch nicht untersucht wor­
den und erscheinen mehr als fraglich. Auch die Schlüsse, die aus den Expe­
rimenten von Bandura gezogen werden, bedürfen einer Klarstellung, wie 
sie z. B. Kunczik (1987, S. 176) formuliert: 

„Es ist mit Sicherheit so, daß die erwachsenen Experten das ohne aggressive Absicht 
ausgeführte Verhalten der Kinder als aggressiv fehlinterpretieren. Das als aggres­
siv bezeichnete Verhalten ist wohl eher ein Indikator für das Aktivitätsniveau der 
Versuchspersonen als für Aggressivität. "5 

Neben diesen starken Präsuppositionen, die das Konzept des Lernens am 
Modell entscheidend schwächen, ist noch auf einige grundsätzliche Beden­
ken hinzuweisen. Ich gehe von der Explikation dieses Konzepts durch 
M. Bauer und H. Selg aus:

,,Beim Lernen am Modell wird ein Verhalten durch die Beobachtung des Verhal­
tens anderer Personen ('Modelle') gelernt. Man lernt, was man gezeigt bekommt. 
Dabei unterscheidet man zwei Vorgänge im Lernenden: eine Aneignungs-und eine 
Ausführungsphase (Bandura 1976). Ein Fahrschüler sieht z.B. seinem Fahrlehrer 
beim Kupplungsvorgang zu und speichert das für ihn neue Verhaltensmuster im 
Gedächtnis (Aneignung). Später reproduziert er das beobachtete Verhalten (Aus­
führung). Der Beobachter führt das am Modell gelernte neue Verhalten nur dann 

4 Dieser Aufsatz ist zwar etwas älter, doch hat sich in den letzten Jahren bezüg­
lich der Aufstellung von Wirkungsannahmen in der Spruchpraxis der BPjS nichts 
grundlegend verändert. 

5 Übrigens zeigt dieses Zitat mit dem Begriff des Fehlinterpretierens, daß schon 
auf der Ebene des wissenschaftlichen Beobachtens von Verhalten Verstehens­
probleme involviert sind. 
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aus, wenn er motiviert ist und auf Erfolg hoffen kann. Nicht alles, was durch Beob­
achtung gelernt wird, wird ausgeführt." (Bauer/ Selg 1981, S. 7) 

In diesem Zitat wird ein generelles Problem der Adaption des Ansatzes durch 
Bauer und Selg sehr deutlich: der Begriff des Lernens. Gehören zunächst 
noch Aneignung und Ausführung gemeinsam zum Lernerfolg, so wird zwei 
Sätze später Lernen mit Beobachten gleichgesetzt. Das ist ein sehr restrik­
tiver und eigenwilliger Umgang mit dem Begriff des Lernens. Wenn es um 
das Lernen von Verhaltensweisen gehen soll, müssen sich diese Verhal­
tensweisen auch in irgendeiner Weise zeigen, um von Lernen und Lerner­
folg sprechen zu können. 

Ein ähnlich gelagertes Problem liegt im Übergang vom Beobachten zum repro­
duzierten Verhalten. Statt der Unterscheidung von Aneignung und Ausführung 
kann man in anderer Terminologie auch von know that und know how spre­
chen und daran das Problem verdeutlichen. Durch Beobachten läßt sich Wis­
sen über know that und über know how erwerben. Dieses Wissen ist aber zu 
trennen von den an das know how geknüpften Fähigkeiten und von der Anwen­
dung dieser Fähigkeiten. Denn auch das know how muß zunächst durch Übung 
erlernt werden; es läßt sich auch nicht einfach aus diesbezüglichen Wissens­
beständen ableiten und unmittelbar ausführen. Daher ist das geschilderte Fahr­
schulbeispiel falsch. Der Fahrschüler reproduziert nicht beobachtetes Verhalten, 
sondern er erwirbt durch u. V. langwieriges Üben das notwendige know how. 
Durch Beobachten hat er lediglich theoretisches Wissen erworben, aber noch 
lange keine praktischen Fertigkeiten. Der Erwerb von know that und know 
how und die tatsächliche Anwendung des know how sind deshalb strikt aus­
einanderzuhalten. Diese Unterscheidung und Ausdifferenzierung des Lern­
begriffs ist von zentraler Bedeutung. Trifft man diese Unterscheidung nicht­
wie im Falle des Lernens am Modell nach Selg -, kann es zu den genannten 
Kurzschlüssen zwischen Beobachtung und Lernerfolg kommen, wenn nur die 
Beobachtung eines bestimmten Verhaltens zugrundeliegt.6 

In diesem Zusammenhang scheint auch das Transfermodell von Kommu­
nikation und massenmedialer Wirkungen noch auf das „Lernen am Modell" 
unter dem Tenor nachzuwirken: hier vorgeführtes Handlungsmuster, dort 
Nachahmung unter ähnlichen Voraussetzungen. In der Spruchpraxis der 
BPjS wird auf gegenteilige Ergebnisse und Ansätze der Medienwirkungs­
forschung nicht weiter eingegangen.7 Lediglich auf die Katharsistheorie wird 
in dem Sinne verwiesen, daß sie „out" sei. 

6 Mit dieser Kritik soll nicht die Lerntheorie generell in Frage gestellt werden. 
Ebenso sind unter Wirkungen sicherlich nicht nur auftretende Verhaltenswei­
sen und -änderungen zu fassen, sondern zu Wirkungen gehören z.B. auch Ein­
stellungsänderungen. Meine Kritik richtet sich hier auf den von Bauer und Selg 
verwendeten Lernbegriff. 

7 Hier sind z.B. noch zu nennen: der „uses and gratifications approach", konsi­
stenztheoretische Überlegungen wie etwa Festingers Theorie der kognitiven 
Dissonanz, der rezipienten-orientierte Ansatz, die Agenda-setting-Forschung 
und in bezug auf Wirkungen massenmedialer Gewaltdarstellungen die Thesen 
der Stimulation, der Inhibition, der Habitualisierung, der Suggestion und die 
These der Wirkungslosigkeit. 
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D. Krebs, die sich selbst als Vertreterin einer kognitiven Lerntheorie bezeich­
net, hebt im Gegensatz zu M. Bauer u. H. Selg mit den erwarteten Konse­
quenzen einen weiteren Faktor auf seiten des Rezipienten hervor, der Aus­
führungen von Handlungen sehr stark mitbestimmt:

,,Praktisch alle empirischen Untersuchungen bestätigen die Aussagen der Lerntheorie, 
daß aggressives Verhalten ebenso wie jedes andere Verhalten durch Beobachtung 
gelernt wird. Im Hinblick auf die Wirkungen von Gewalt- und Pornographiedarstel­
lungen muß man sich jedoch vor übereilten und unkritischen Schlüssen hüten. Nicht 
umsonst sind die als Folge eigener Handlungen erwarteten Konsequenzen ein zen­
traler Bestandteil der Lerntheorie. Diese Erwartung von Konsequenzen bestimmt 
ganz wesentlich, welche der in Filmdarstellungen beobachteten Handlungsweisen im 
alltäglichen Leben ausgeführt werden. Welche Konsequenzen erwartet werden und 
wie sie bewertet werden, das hängt von den Persönlichkeitseigenschaften der Zuschauer 
und von ihrem sozialen Umfeld ab." (Krebs 1994, S. 365; Herv. AB.) 

Solche differenzierten Betrachtungen der Wirkungsproblematik, wie Kun­
czik und Krebs sie ansprechen, sind für Bereiche wie den Jugendmedien­
schutz, in denen mit Wirkungen argumentativ operiert und entschieden wer­
den muß, ein Problem.8 Insofern kommt Selgs simplifizierender Ansatz des 
,,Lernens am Modell" natürlich den im GjS postulierten Wirkungsannah­
men und der Spruchpraxis der BPjS entgegen. Die unkritische Übernahme 
der Lerntheorie durch die BPjS läßt sich an einem besonders augenfälligen 
Beispiel verdeutlichen. In der Indizierungsentscheidung zur Geschichte der

0 findet sich folgende Passage : 

,,Nach der Theorie des Lernens am Modell übernehmen Jugendliche Meinungen, 
emotionale Reaktionen und bestimmte Verhaltensweisen, die ihnen Modelle 
demonstrieren, besonders von mächtigen und erfolgreichen Modellen. 

Als solche Modelle kommen in diesem Roman insbesondere in Betracht: Der bru­
tale, rücksichtslose und egoistische Sadist Sir Stephen, der bei O wegen dieser 
seiner Eigenschaften mehr Erfolg hat, als der nicht so brutale Sadist Rene, wie 0 
ausdrücklich äußert (S. 140). 

Als Modell kommt außerdem die O selbst in Betracht, wie die Autorin am Bei­
spiel der fünfzehnjährigen Natalie, die in Kenntnis der Mißhandlungen der O so 
sein will wie 0, sehr deutlich demonstriert. Außerdem zeigt dieses Beispiel, daß 
Jugendlichen die Darstellungen des Romans als glaubwürdig erscheinen." (Ent­
scheidung Nr. 3233, S. 13; Herv. A. B.) 

Wenn hier zwischen mächtigen und erfolgreichen Modellen auf der einen 
und der „O" als Modell auf der anderen Seite unterschieden wird, muß die 
BPjS von der unterschiedlichen Wirkung von „Modellen" auf verschiedene 

8 Es soll hier nicht behauptet werden, daß Medienangebote überhaupt keine Wir­
kungen haben können. Festzuhalten ist, daß weder Wirkungen noch Wahr­
scheinlichkeiten ihres Auftretens monokausal bestimmt werden können. Ein 
Wirkungsrisiko kann daher zwar nie ausgeschlossen, aber auch nie eingeschätzt 
werden. Deshalb ist auch der rechtlich zugestandene Beurteilungsspielraum der 
BPjS nichts weiter als ein juristisches Spezialproblem und keine Lösung für die 
Wirkungsfrage. 
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jugendliche Rezipienten ausgehen. Denn als Modelle schließen sie sich unter 
Wirkungsannahmen gegenseitig aus. Der zentrale Punkt dieses Zitats liegt 
jedoch im letzten Satz. Er zeigt mehr als deutlich, daß die BPjS bei ihren 
eigenen Wirkungsanalysen Schwierigkeiten hat, Wirklichkeits-, Beschrei­
bungs- und Fiktionalitätsebene auseinanderzuhalten und unterschiedlich zu 
behandeln (vgl. These 5). Hier wird das Verhalten einer fiktiven Romanfi­
gur als Beleg ausgegeben für die Wirkung dieses Romans auf jugendliche 
Leser. Das ist allein schon aus logischen Gründen eine Unmöglichkeit. Empi­
rische Behauptungen über Wirkungszusammenhänge zwischen einem Text 
und seinen möglichen Lesern werden somit auf eine Stufe gestellt mit Hand­
lungen von Romanfiguren, die sich ein Autor ausgedacht hat. 

These 5 

Indizierungsentscheidungen von künstlerischen bzw. literarischen Medien­
angeboten mißachten häufig deren fiktionalen Charakter 

In der Mediensozialisation durch Elternhaus und Schule lernen Kinder, mit 
verschiedenen Differenzen umzugehen. Bis zum Alter von 7-8 Jahren haben 
sie gelernt, im Fernsehen zwischen Werbung und Programm zu unterschei­
den. Etwas länger benötigen sie, um zwischen dokumentarischen Darstel­
lungen mit Authentizitätsanspruch und filmischen Handlungen mit ästhetisch­
fiktionalem Anspruch unterscheiden zu können. Medienwissenschaftler, 
speziell Literaturwissenschaftler, gehen davon aus, daß der Umgang mit ästhe­
tisch-fiktionalen Medienangeboten nach anderen Kriterien erfolgt als der mit 
Gebrauchstexten übliche. Ein Beispiel aus einer frühen Sozialisationsphase 
ist die elterliche Beruhigung während der Beschäftigung mit Märchen, indem 
sie ihren Kindern versichern, daß es Hexen nur in Märchen und Träumen 
gibt und nicht in der Wirklichkeit. Über diese Spezifika fiktionaler Texte hin­
aus setzt sich in den Medienwissenschaften immer mehr die Ansicht durch, 
daß Medienangebote nicht Wirklichkeit abbilden, sondern einen spezifischen 
Beitrag zur sozialen Konstruktion von Wirklichkeit leisten. 

All diesen Grundeinsichten wird die BPjS in ihren Entscheidungen kaum 
gerecht. Zur Veranschaulichung sei eine Passage aus der Indizierungsent­
scheidung des Science-Fiction-Romans Die Wilden von Gor zitiert. Der 
Roman spielt auf dem fiktiven Planeten Gor, dessen politische Verhältnisse 
durch Diktatur und Sklaverei geprägt sind. 

„Entgegen der Standardbegründung des Verlagsbevollmächtigten ist es auch nicht 
so, daß das Geschehen auf der irrealen Welt von Gor jegliche Beeinflussungs­
möglichkeit jugendlicher Rezipienten verhindert. Zwar ist die Umwelt in Gor ins 
Fantastische gerückt, das Verhalten der auf Gor handelnden Personen kann dage­
gen durchaus Vorbildfunktion für das Verhalten auf der Erde haben. Es ist von 
zwischenmenschlichen Beziehungen geprägt, die ebenso auf der Erde auftreten 
können. Darüberhinaus sind nicht alle handelnden Personen und Wesen in dem 
verfahrensgegenständlichen Taschenbuch derartige Fantasie gestalten, daß sie nur 
auf Gor vorkommen, sondern es treten auch Personen auf, die von der Erde geraubt 
und nach Gor gebracht wurden. Das Verhalten ihnen gegenüber ist auf keinen 
Fall so irreal, daß man nicht annehmen könnte, es könnte auf ein Verhalten der 
hiesigen Umwelt Einflüsse habe[n]." (Entscheidung Nr. 2681, S. 5) 

Krim. Journal, 28. Jg. 1996, H. 1 31 



Das Zitat belegt, daß hier nicht mehr zwischen Realitätsebene und ver­
schiedenen Darstellungsebenen unterschieden wird. In einem Atemzug wer­
den ganz verschiedene Bereiche angesprochen und miteinander vermischt: 
Phantasiegestalten sind nur die Leute von Gor; von der Erde geraubte Per­
sonen sind keine Phantasiegestalten, also demnach Beschreibungen von Rea­
litäten; die „hiesige Umwelt" schließlich kann sich logischerweise nur auf 
die Realitätsebene selbst beziehen. 

In der Begründung für die Indizierung dieses Textes fallen nicht nur logi­
sche Ungereimtheiten auf. Es werden monokausale Wirkungsannahmen 
postuliert, die auf einer angenommenen Lesart des Textes basieren: 

„Besonders frustrierend für den jugendlichen Rezipienten muß erscheinen, daß 
auf dem Planeten Gor sexuelle Wünsche durch die Versklavung der Frau sofort 
und stets erfüllt werden, im Gegensatz zur Alltagsrealität, in der die Frauen als 
Mitmenschen, Partner, Gleichberechtigte eben nicht sexuell verfügbar sind [ ... ]. 
Gerade der Dissens zwischen der im Buch propagierten Handlung und der vom 
Jugendlichen erlebten Realität erweckt in durchschnittlichen Jugendlichen Frustra­
tion. Wunschvorstellungen nach einem Sklavenstaat bzw. nach einer Welt, in der 
alle Frauen nicht nur besonders hübsch sind, sondern auch sexuell dem Mann bedin­
gungslos zur Verfügung stehen, werden beim Jugendlichen geweckt. Das Buch sti­
muliert Gewaltausübungen gegenüber Frauen und Mädchen. Es wird ein Herr­
schergehabe von Männern propagiert und damit eine sozialethische Desorientie­
rung verstärkt." (Entscheidung Nr. 2681, S. 5; Herv. A.B.) 

Entgegen der Annahme der BPjS steuert nicht der Text den Leser. Lesen 
ist immer ein aktiver Vorgang, bei dem die Erfahrungskontexte von Rezi­
pienten die Basis für Textverstehensprozesse bilden. Wenn also unter der 
Annahme der BPjS davon ausgegangen werden kann, daß die von Jugend­
lichen erlebte Realität Frauen als Mitmenschen, Partner, Gleichberechtigte 
sieht und nicht als sexuell verfügbar, dann bleibt unverständlich, wieso gerade 
Frustrationen und Wunschvorstellungen nach einem Sklavenstaat als Lek­
türeresultat auftreten sollen. Warum sollten sich Jugendliche freiwillig Fru­
strationen aussetzen? Natürlich kennt man den-auch von Erwachsenen zu 
hörenden -Wunsch, in einer vergangenen Epoche leben zu wollen. Das heißt 
aber noch lange nicht, daß man diese Verhältnisse für die heutige Zeit rea­
lisieren möchte. 

Geht man vom Bild eines aktiven Rezipienten aus, sind ganz unterschied­
liche Rezeptionsresultate denkbar. Jugendliche könnten in Gedanken die 
Konsequenzen einer Sklavenhaltergesellschaft durchspielen und mit ihren 
eigenen sozialen, politischen, moralischen Vorstellungen bewerten. Der Text 
könnte aber auch aufgrund seines unrealistischen Charakters langweilen und 
abgelehnt werden. Analog zu Krimis und Gruselgeschichten könnte der Text 
schließlich als ein Stück Unterhaltungsliteratur genossen werden. 

Würde man die Argumentation der BPjS zu einem generellen Indizie­
rungskriterium ausdehnen, dann hätte das zur Folge, daß alle Darstellun­
gen mit Verstößen gegen Gesetzesvorschriften, gegen „die guten Sitten" 
und mit Ablehnung des staatlichen Gewaltmonopols (z.B. in sog. Selbstju­
stizfilmen) zu indizieren wären. Hier ist nur daran zu erinnern, daß alle 
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bekannten Versuche gescheitert sind, mit „guten Büchern" unter Beibe­
haltung oder Wiederherstellung sozialer Ordnungen (,,heile Welt") die Leser 
zu besseren Menschen zu machen.9 

Die Indizierungsentscheidung des Science-Fiction-Romans Die Wilden von 
Gor ist noch in anderer Hinsicht interessant und aufschlußreich.10 Lesarten 
selbst von literarischen Texten werden von der BPjS ausschließlich nach Maß­
gabe geltender Gesetze gebildet. Dabei spielt das Grundgesetz eine her­
ausragende Rolle, wie das folgende Zitat belegt: 

,,Durch die Schilderung und Verharmlosung der Sklaverei wird unser höchster Ver­
fassungswert, die Würde des Menschen, an höchster Stelle der Verfassung postu­
liert, nämlich in Art. 1 Abs. 1 Satz 1 GG, verletzt. Sklaven werden behandelt, als 
seien sie Sachen. Sie werden in Sklavengruben gehalten (S. 91). Sie gelten weni­
ger als Staub unter den Füßen, S. 115. Die weiblichen Sklaven müssen wie Last­
tiere arbeiten." (Entscheidung Nr. 2681, S. 4) 

Indem sie einen fiktionalen Text wie soziale Handlungen beurteilt, weitet 
die BPjS den Begriff der Würde des Menschen in unzulässiger Weise aus. 
Zugrunde liegt die oben schon erwähnte, in vielen Indizierungsentschei­
dungen anzutreffende Vermischung von Realität, nicht-fiktionalen und fik­
tionalen Darstellungen. Dadurch werden fiktionale Darstellungen prinzi­
piell auf eine Stufe gestellt und bewertet wie z.B. persönliche Ehrverlet­
zungen. 

Das BVerfG hat in seiner Entscheidung vom Oktober 1992 zum Horror­
film Tanz der Teufel einer weiten Auslegung des Begriffs der Würde des 
Menschen Grenzen gesetzt. Bezeichnend ist in diesem Zusammenhang auch, 
daß erst ein Urteil eines Bundesgerichts notwendig war, um juristisch klar­
zustellen, daß es sich bei Zombies um Phantasie gestalten und nicht um Men­
schen handelt: 

„Das Tatbestandsmerkmal ,Mensch' ist schon deshalb hinreichend bestimmt, weil 
damit unmißverständlich an den biologischen Begriff des Menschen angeknüpft 
wird. Dagegen können darunter nicht, wie es in den Beratungen zum Gesetz zur 
Neuregelung des Jugendschutzes in der Öffentlichkeit vertreten worden ist [ ... ], 
der Phantasie entsprungene, menschenähnliche Wesen verstanden werden. 
Bereits der Wortsinn schließt eine solche Deutung aus. Wollte man den Begriff 
,Mensch' anders verstehen, verstieße das gegen das Analogieverbot des Art. 103 
II GG [ ... ]. Wenn der Gesetzgeber die filmische Darstellung von Gewalt gegen 
menschenähnliche Wesen ( vor allem sogenannte Zombies) hätte unter Strafe stel­
len wollen, hätte er dies im Wortlaut der Vorschrift zum Ausdruck bringen müs­
sen." (NJW 1993, S. 1458) 

9 Als derzeit letzten Versuch sei nur auf die Literatur-und Kulturpolitik der DDR
verwiesen. 

10 Die hier festgestellten Grundannahmen und Argumentationsweisen der BPjS 
lassen sich in einer Vielzahl von Entscheidungen nachweisen. Da jeder Beleg 
aber wieder im Kontext darzustellen wäre, wurde die Menge zitierter Indizie­
rungsentscheidungen möglichst gering gehalten. 
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These 6 

Die Bundesprüfstelle wird dem Kunstvorbehalt nicht gerecht 

Laut § 1 Abs. 2 Satz 2 GjS darf die Indizierung einer Schrift nicht erfolgen, 
„wenn sie der Kunst oder der Wissenschaft, der Forschung oder der Lehre 
dient". Diese Beschränkung des Jugendmedienschutzes stellt eine Analo­
gie zum Art. 5 Abs. 3 GG dar. Mit diesem Artikel des Grundgesetzes teilt 
das GjS auch das Problem der Definition von Kunst und der Bestimmung 
der Grenzen der Kunstfreiheit, allerdings eingeschränkt auf die Relation 
zum Jugendmedienschutz. 

Der Kunstvorbehalt des GjS ist in der höchstrichterlichen Rechtsprechung 
der vergangenen 25 Jahre immer wieder unterschiedlich gehandhabt wor­
den und kann in diesem Rahmen nicht nachgezeichnet und analysiert wer­
den. Im Gegensatz zur ordentlichen Gerichtsbarkeit, bei der es im Rah­
men der Kunstfreiheit um die Frage der unvoreingenommenen Abwägung 
verschiedener grundgesetzlich geschützter Werte geht, sind die Verfahren 
auf der Basis des GjS jedoch dadurch geprägt, daß die Aufgaben und Ziel­
setzungen der BPjS und die Zusammensetzung ihrer Gremien auf Aspekte 
des Jugendmedienschutzes von vornherein festgelegt sind. Die Indizie­
rungspraxis der BPjS zeigt, daß fiktionale Schriften nicht nach ästhetisch­
künstlerischen Aspekten gelesen und verstanden werden, sondern aus­
schließlich unter dem Gesichtspunkt einer potentiellen Jugendgefährdung 
(vgl. These 5). 

Die Rechtsprechung von BGH, BVerfG und BVerwG verlangt von der BPjS 
seit Beginn der 90er Jahre in Kunstfragen in jedem Einzelfall eine Abwä­
gung zwischen Kunstfreiheit und Jugendschutz. Dies gilt auch für „schwer 
jugendgefährdende" Schriften. Man kann diese Rechtsprechung sicherlich 
als einen Fortschritt begrüßen. Dennoch ändert sie nichts an der Tatsache, 
daß hier eine Institution innerhalb eines Beurteilungsspielraumes eine Abwä­
gung vorzunehmen hat, die immer schon für einen der Schutzbereiche vor­
eingenommen ist. 

These 7 

Die am rechtlichen Jugendmedienschutz beteiligten Ministerien, Jugendäm­
ter und die Bundesprüfstelle legitimieren sich gegenseitig 

Als Bundesoberbehörde ist die BPjS selbst nicht antragsberechtigt und 
kann von sich aus nicht tätig werden. Das ist auch einer der Gründe, warum 
sich die BPjS nicht als Zensurbehörde sieht (vgl. These 2). Antragsbe­
rechtigt waren bis 1978 nur die obersten Jugendbehörden der Länder und 
der Bundesminister für Familie und Jugend. Da die Antragsstellungen auf 
Indizierung einer Schrift in den 70er Jahren kontinuierlich zurückgingen 
(bis auf unter 100 pro Jahr), wurde, nicht zuletzt aufgrund der Initiative 
der BPjS selbst, der Kreis der Antragsberechtigten drastisch erweitert. 1978 
kamen sämtliche Landes-, Kreis- und Stadtjugendämter hinzu, d.h. der 
Kreis der Antragsberechtigten vergrößerte sich schlagartig von 12 auf ca. 
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600.11 Wie von der BPjS erhofft, stieg die Zahl der Indizierungen an, wie 
die jährlichen Statistiken der Bundesprüfstelle belegen. 

Aus soziologischer Sicht ist diese Maßnahme eine besondere Betrachtung 
wert. Es zeigt sich nämlich sehr deutlich, wie sich hier zwei unterschiedli­
che soziale Einrichtungen gegenseitig stützen und legitimieren. Jugendäm­
ter und Jugendschützer können der Öffentlichkeit und den Kommunen eine 
erfolgreiche Jugendmedienschutzarbeit und damit auch neue Stellenforde­
rungen auf der Basis von Indizierungsanträgen bei der BPjS viel plastischer 
und greifbarer, da zählbar, präsentieren als über den Hinweis auf eine aktive, 
für die Öffentlichkeit aber nicht transparente und einschätzbare Jugendar­
beit. Auf der anderen Seite legitimiert sich die BPjS durch die Vielzahl gestell­
ter, und d.h. zu bearbeitender, Indizierungsanträge und sieht sich in ihrer 
sozialen Bedeutung bestätigt. 

Auch für Sozialpolitiker ist die gegenseitige Legitimation von BPjS und 
antragstellenden Organisationen interessant und für ihre Zwecke und 
Ziele instrumentalisierbar; denn Politiker können auf die Gesetzgebung und 
die umfangreiche Tätigkeit der BPjS verweisen, wenn nach staatlichen Maß­
nahmen zum Jugendmedienschutz gefragt wird. Fast alle Parteien betonen 
ihre grundsätzliche positive Haltung zum Jugendmedienschutz, speziell zur 
BPjS. In Zeiten des „kalten Krieges" schlugen dabei manchmal Befürch­
tungen durch, die heute nur noch anekdotischen Charakter haben: 

,,Was wird eine Jugend, die Schund- und Schmutzliteratur liest, die ihre Seelen­
kräfte in Kinos, Tanzbars und Spielhöllen vergeudet, die[ ... ] zur Nachahmung unge­
hemmten Genußstrebens Erwachsener verleitet wird, was wird diese Jugend einer 
kommunistisch klar 'ausgerichteten' Jugend morgen ideell entgegensetzen kön­
nen?" (Kienzle 1981, S. 30. Zitiert wird der Familienminister Würmeling.) 

These 8 

Der rechtliche Jugendmedienschutz widerspricht dem aktiven Menschenbild 
der Medienpädagogik 

Die in These 4 dargelegte Wirkungshypothese des GjS und ihre Ausle­
gungspraxis durch die BPjS ergeben mit dem damit verbundenen S-R-Modell 
das Bild eines passiven und labilen jugendlichen Rezipienten, der Medien­
inhalten völlig ausgeliefert ist, sich mit noch so absurden Gestalten identi­
fiziert, seine Wertmaßstäbe und Lebenserfahrung nicht im sozialen Han­
deln mit anderen gewinnt, sondern ausschließlich aus Medien bezieht. Die­
ses Bild widerspricht eklatant den reklamierten Zielvorstellungen derselben 
Jugendmedienschützer. Darin liegt auch der Grundwiderspruch des gesetz­
lichen Jugendmedienschutzes. 

11 M. E. liegt in dieser Änderung die eigentliche Ursache für die verstärkte Tätig­
keit der BPjS in den 80er Jahren und nicht - wie immer vorgebracht wird - in 
der politischen Wende in Bonn, die jedoch zugestandenermaßen der Spruch­
praxis der BPjS den Rücken stärkt. 
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Angestrebt ist der geistig reife, moralisch gefestigte Jugendliche, der über 
ein kritisches Urteilsvermögen verfügt und damit gegen jede mediale 
,,Gefahr" gewappnet ist. Wie soll sich aber eine solche Persönlichkeit aus­
bilden, wenn auf der anderen Seite ein labiler Jugendlicher angenommen 
wird, der vor solchen Gefahren zu schützen ist und daher auch nicht lernen 
kann und darf, mit solchen Gefahren umzugehen und sich mit ihnen kri­
tisch auseinanderzusetzen? 

Mit Verboten und einer Bewahrpädagogik, die eine von Problemen, Kon­
flikten, Straftaten und moralischen Verfehlungen freie Welt suggeriert, läßt 
sich dieses wichtige pädagogische Ziel auf keinen Fall erreichen. Schon Bruno 
Bettelheim (1980) hat darauf hingewiesen, daß Kinder für ihre geistige Ent­
wicklung nicht nur „heile-Welt"-Geschichten brauchen, sondern die Aus­
einandersetzung mit Darstellungen von Bösem und Gewalt für ihre geistige 
und seelische Entwicklung unverzichtbar ist. 

In anderen Bereichen wird gerade empfohlen, Kinder mit möglichen 
Gefahren vertraut zu machen und sie auf diese aktive Weise auch vor mög­
lichen Gefahren zu schützen. Es ist fast eine Selbstverständlichkeit, daß Kin­
der auf die Gefahren des Straßenverkehrs aufmerksam gemacht werden, 
indem man sie an die Hand nimmt und ihnen die konkreten Gefahren vor 
Augen führt. Neben der Erklärung wichtiger Verkehrsregeln wird mit ihnen 
auf diese Weise nach und nach adäquates Verhalten im Straßenverkehr ein­
geübt. Nur in bezug auf Medienangebote scheint diese ansonsten mit Erfolg 
praktizierte Erziehungsmethode auf breite Ablehnung zu stoßen. Wenn auch 
ein Unterschied darin besteht, daß Kinder im Straßenverkehr primär als 
Opfer, im Rahmen von Medienkonsum dagegen als potentielle Täter gese­
hen werden, sollte diese Umkehrung der Beobachtungsperspektive nach­
denklich stimmen. 

Augenfällig wird der Widerspruch zwischen der Bewahrpädagogik des recht­
lichen Jugendmedienschutzes und einem aktiven Jugendschutz auf der Basis 
von Medienpädagogik in der schulischen Praxis; denn Lehrer und andere 
Pädagogen haben rechtlich keine Möglichkeit, mit indizierten Schriften im 
Sinne eines Medienkompetenz erwerbenden Umgangs zu arbeiten. So wurde 
ein Gymnasiallehrer im Rahmen eines Disziplinarverfahrens mit einer 
Gehaltskürzung belegt, da er mit seinen Schülern im Unterricht einen indi­
zierten Film gesehen und besprochen hatte. Die Schüler hatten den Film 
im privaten Kreis gesehen und eine Besprechung vorgeschlagen.12 

These 9 

Indizierungen sind als Instrument pädagogisch wirkungslos, kontraproduk­
tiv und deshalb überflüssig 

Die Redeweise vom „Flankenschutz" des aktiven Jugendschutzes durch den 
rechtlichen Jugendmedienschutz erweist sich bei näherer Betrachtung als 
unzutreffend. Behauptet wird die Kappung und Eindämmung von extre-

12 Vgl. BPS-Report 1985, H. 3, S. 10. 
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men Entwicklungen im Medienbereich über die Indizierung einzelner 
Angebote. Über einen symbolischen Charakter (,,Das wollen wir uns nicht 
gefallen lassen") kommt eine Indizierung für die Jugendschützer und für 
die anvisierte Zielgruppe der Erwachsenen nicht hinaus. Kinder und 
Jugendliche sowie auch viele Eltern wissen häufig nicht, daß bestimmte Pro­
dukte indiziert sind. Verbote erreichen erwiesenermaßen bei Minderjähri­
gen das Gegenteil und steigern nur deren Neugier. Zudem ist die Technik­
und Programmentwicklung im Medienbereich so schnellebig, daß Indizie­
rungen häufig dann ausgesprochen werden, wenn die entsprechenden Pro­
dukte bei den Kindern schon 'out' sind. Für die Zielgruppe der Minder­
jährigen ist das Instrument der Indizierung damit fast wirkungslos. Effizi­
ent könnte hier nur eine Medien-Zulassungsstelle arbeiten, die jedoch als 
Vorzensurinstanz rechtlich und gesellschaftlich nicht durchzusetzen und auch 
nicht wünschenswert wäre. 

Auf der Basis von Indizierungen ist das Argument des „Flankenschutzes" 
aus medienpädagogischer Sicht zurückzuweisen (vgl. These 8). Mit der 
Tabuisierung von Themen und Darstellungen läßt sich die Zielvorstellung 
eines umsichtigen, selbstverantwortlichen, moralisch gefestigten Medien­
nutzers nicht realisieren. Gerade das Gegenteil wird erreicht, indem ver­
hindert wird, daß Kinder und Jugendliche unter Hilfestellung Erwachsener 
lernen, mit Problembereichen umzugehen. Diese Haltung vertritt auch das 
BVerfG, wenn es zum Problem des Umgangs mit nationalsozialistischen 
Schriften feststellt: 

„Der demokratische Staat vertraut grundsätzlich darauf, daß sich in der offenen 
Auseinandersetzung zwischen unterschiedlichen Meinungen ein vielschichtiges Bild 
ergibt, dem gegenüber sich einseitige, auf Verfälschung von Tatsachen beruhende 
Auffassungen im allgemeinen nicht durchsetzen können. Die freie Diskussion ist 
das eigentliche Fundament der freiheitlichen und demokratischen Gesellschaft. 
Auch Jugendliche können nur dann zu mündigen Staatsbürgern werden, wenn ihre 
Kritikfähigkeit in Auseinandersetzung mit unterschiedlichen Meinungen gestärkt 
wird. Das gilt in besonderem Maße für die Auseinandersetzung mit der jüngeren 
deutschen Geschichte. Die Vermittlung des historischen Geschehens und die kri­
tische Auseinandersetzung mit abweichenden Meinungen können die Jugend sehr 
viel wirksamer vor Anfälligkeit für verzerrende Geschichtsdarstellungen schüt­
zen als eine Indizierung, die solchen Meinungen sogar eine unberechtigte Anzie­
hungskraft verleihen könnte." 13 (NJW 1994, S.1784) 

Auch ohne das GjS gäbe es eine Reihe rechtlicher Möglichkeiten, Medien­
angebote zu verbieten und damit auch Kindern und Jugendlichen nicht 

13 Das Urteil hebt die Indizierung des Buches Wahrheit für Deutschland - Die 
Schuldfrage des Zweiten Weltkrieges auf. Damit hängt das Urteil nicht direkt 
mit der angesprochenen Kunstfreiheitsproblematik zusammen. Die hier zitierte 
Auffassung des BVerfG läßt sich jedoch in ihren grundlegenden Aspekten auch 
auf andere für problematisch gehaltene Themenbereiche beziehen und relati­
viert die von der BPjS vertretenen Ansprüche des rechtlichen Jugendmedien­
schutzes. 
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zugänglich zu machen. § 131a und § 184 StGB sowie die Rundfunkgesetze 
der Länder setzen für Medienangebote eine Reihe von Schranken. Darüber 
hinaus stützen freiwillige Maßnahmen im Rahmen der Selbstkontrolle von 
Herstellern und Vertreibern (Werberat, FSK, Selbstkontrolle der Video­
branche) den Schutzgedanken anderer verfassungsrechtlich geschützter 
Werte gegenüber dem Recht der freien Meinungsäußerung. 

Wenn schließlich Indizierungen immer auch eine Zensur Erwachsener dar­
stellen (vgl. These 2), ist es an der Zeit, die Grundlagen und die Legitima­
tionsbasis des GjS zu prüfen. 

These 10 

Die soziale Bedeutung der Bundesprüfstelle liegt in ihrer Funktion als 
Tugendwächter 

Mit dem rechtlichen Jugendmedienschutz verbindet sich direkt die Vor­
stellung eines moralisch gefestigten, körperlich und geistig gesunden sowie 
selbstverantwortlichen Erwachsenen als Ziel einer erfolgreichen Sozialisa­
tion. Die Verwirklichung dieses Ziels wird aufgrund medialer Entwicklun­
gen als gefährdet eingestuft (vgl. These 2). Hinter diesem Schutzziel der indi­
viduellen Reife und Sittlichkeit steht ein normatives Konzept von „Sitt­
lichkeit" und„ Wohl", das als ein Resultat eines historisch geprägten, gesell­
schaftlichen Definitionsprozesses verstanden werden kann. Mit der Jugend­
gefährdung ist somit immer auch dieses normative Konzept gefährdet, ohne 
daß dies von Jugendschützern so ausgesprochen wird. Mit seiner Öffent­
lichkeitsarbeit führt der rechtliche Jugendmedienschutz durch den Hinweis 
auf „bedenkliche" mediale Entwicklungen eine allgemeine Kulturkritik 
durch. 

Soziologisch kann hier von dem Anspruch einer sozial-integrativen Funk­
tion gesprochen werden. Indem er sich über alle anderen sozialen Belange 
stellt, entblößt sich Jugendmedienschutz als der letzte Versuch, innerhalb 
einer differenzierten, pluralistischen Gesellschaft Einheitsvorstellung von 
Gesellschaft zu reintegrieren. 
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